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Merkblatt Arbeitsschutzgesetz – Grundpflichten des Arbeitgebers 
 
 
 
1. Vornahme der erforderlichen Arbeitsschutzmaßnahmen 
2. Organisation und Kosten des Arbeitsschutzes 
3. Gefährdungsbeurteilung 
4. Dokumentationspflichten 
5. Unterweisung der Beschäftigten 
6. Verantwortliche Personen auf der Arbeitgeberseite  
 
 
 
1. Vornahme der erforderlichen Arbeitsschutzmaßnahmen durch den Arbeitgeber  
 
§ 3 Abs. 1 S. 1 ArbSchG verpflichtet den Arbeitgeber, die erforderlichen Maßnahmen des Ar-
beitsschutzes unter Berücksichtigung der Sicherheit und Gesundheit der Beschäftigten bei der 
Arbeit beeinflussenden Umstände zu treffen. Welche Arbeitsschutzmaßnahmen in diesem 
Sinne erforderlich sind, hat der Arbeitgeber durch Vornahme einer Gefährdungsbeurteilung 
gemäß § 5 ArbSchG (vgl. dazu unter „Gefährdungsbeurteilung“) zu ermitteln.  
 
Die getroffenen Arbeitsschutzmaßnahmen hat der Arbeitgeber gemäß § 3 Abs. 1 S. 2  
ArbSchG auf ihre Wirksamkeit zu überprüfen und erforderlichenfalls den sich ändernden Ge-
gebenheiten anzupassen. Dabei hat er die Verbesserung der Sicherheit und des Gesundheits-
schutzes der Beschäftigten anzustreben (§ 3 Abs. 1 S. 3 ArbSchG). Der Arbeitgeber ist daher 
nicht nur bei Veränderungen, die die Gefahrenlage am Arbeitsplatz, die Belastungsfähigkeit 
der Beschäftigten oder die geltende Rechtslage betreffen, zu einer nachträglichen Anpassung 
der Arbeitsschutzmaßnahmen verpflichtet, sondern auch dann, wenn der Schutz der Beschäf-
tigten aufgrund neuer Erkenntnisse und Entwicklungen im Bereich der Sicherheitstechnik und 
der Arbeitswissenschaft noch wirksamer als bisher ausgestaltet werden kann.  
 
Durch das Merkmal „erforderlich“ hat der Gesetzgeber klargestellt, dass die Verpflichtung des 
Arbeitgebers zur Durchführung, Überprüfung und Anpassung von Arbeitsschutzmaßnahmen 
durch den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit eingeschränkt wird. Zugunsten des Arbeitge-
bers fallen dabei Gesichtspunkte wie z. B. die wirtschaftliche Zumutbarkeit einer Maßnahme 
eher ins Gewicht, wenn es nicht um die Sicherstellung eines den geltenden Arbeitsschutzvor-
schriften entsprechenden Schutzniveaus, sondern ausschließlich um dessen Verbesserung 
im Hinblick auf neue sicherheitstechnische oder arbeitswissenschaftliche Erkenntnisse geht.  
 
§ 4 ArbSchG enthält bestimmte allgemeine Grundsätze für die Planung und Durchführung von 
Arbeitsschutzmaßnahmen, die der Arbeitgeber zu beachten hat: 
 
 
 Vorrang der Gefahrenvorsorge vor der Gefahrenabwehr, d. h. Gestaltung der Arbeit so, 

dass eine Gefährdung für Leben und psychische wie physische Gesundheit vermieden 
wird, soweit dies technisch oder wirtschaftlich möglich ist, und die verbleibende Gefähr-
dung möglichst gering gehalten wird (§ 4 Nr. 1 ArbSchG), 

 
 Bekämpfung einer Gefahr an ihrer Quelle (§ 4 Nr. 2 ArbSchG), 
 
 Berücksichtigung des aktuellen Standes von Technik, Arbeitsmedizin und Hygiene sowie 

der sonstigen gesicherten arbeitswissenschaftlichen Erkenntnisse (§ 4 Nr. 3 ArbSchG), 
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 Planung von Arbeitsschutzmaßnahmen unter Beachtung der Wechselbeziehung zwi-
schen Technik, Arbeitsorganisation, sonstigen Arbeitsbedingungen, sozialen Beziehun-
gen und Umwelteinflüssen am Arbeitsplatz (§ 4 Nr. 4 ArbSchG), 

 
 Nachrang individueller Schutzmaßnahmen (z. B. Einsatz persönlicher Schutzausrüstun-

gen) gegenüber sonstigen technischen oder organisatorischen Maßnahmen des Arbeits-
schutzes (§ 4 Nr. 5 ArbSchG), 

 
 Berücksichtigung der speziellen Gefahren, denen besonders schutzbedürftige Beschäf-

tigungsgruppen (z. B. Jugendliche, Schwerbehinderte oder Schwangere) ausgesetzt 
sind (§ 4 Nr. 6 ArbSchG), 

 
 Unterweisung der Beschäftigten in sicherheitsgerechtem Verhalten (§ 4 Nr. 7 ArbSchG, 

ergänzt durch § 12 ArbSchG, vgl. unter Unterweisung der Beschäftigten). 
 
 Gleichbehandlung von Frauen und Männern durch Beschränkung mittelbar oder unmit-

telbar geschlechtsspezifisch wirkender Regelungen auf das aus biologischen Gründen 
zwingend gebotene Mindestmaß (§ 4 Nr. 8 ArbSchG).  

 
 
2. Organisation und Kosten des Arbeitsschutzes 
 
Der Arbeitgeber ist nach § 3 Abs. 2 Nr. 1 ArbSchG verpflichtet, für eine geeignete innerbe-
triebliche Arbeitsschutzorganisation zu sorgen, die an die Größe des Betriebes und das dort 
vorhandene Gefährdungspotential angepasst sein muss. Sie muss in der Lage sein, eine ef-
fektive Planung und Durchführung der nach § 3 Abs. 1 ArbSchG erforderlichen Arbeitsschutz-
maßnahmen sicherzustellen. Dazu ist es vor allem erforderlich, den Arbeitsschutz in die inner-
betriebliche Aufbau- und Ablauforganisation zu integrieren, die nachgeordneten Führungs-
kräfte an der Verantwortung für die Sicherheit und den Gesundheitsschutz ihrer Mitarbeiter zu 
beteiligen sowie die Beschäftigten zur aktiven Mitarbeit mit dem Ziel eines sicherheitsgerech-
ten Verhaltens zu motivieren (vgl. § 3 Abs. 2 Nr. 2 ArbSchG).  
 
Die Kosten des Arbeitsschutzes sind vom Arbeitgeber zu tragen. § 3 Abs. 2 Nr. 1 ArbSchG 
verpflichtet ihn zur Bereitstellung der für die Planung und Durchführung von Arbeitsschutz-
maßnahmen erforderlichen Sach- und Geldmittel. Die Kosten für gesetzlich angeordnete Maß-
nahmen dürfen nach § 3 Abs. 3 ArbSchG den Beschäftigten nicht auferlegt werden. Eine Kos-
tenbeteiligung des Beschäftigten ist lediglich in zwei Fällen möglich: 
 
 
 Beschaffung einer Schutzausrüstung, zu der der Arbeitgeber nicht gesetzlich verpflichtet 

ist,  
 
 Ausgleich für eine private Mitbenutzung der Schutzausrüstung durch den Beschäftigten. 
 
 
Die private Mitbenutzung der Schutzausrüstung muss dem Wunsch (freiwillige Benutzung o-
der Nichtbenutzung) des Beschäftigten entsprechen, um seine Beteiligung an den Kosten 
rechtfertigen zu können. Die einseitige Einräumung einer privaten Mitbenutzungsmöglichkeit 
durch den Arbeitgeber ist danach nicht möglich (ebenso bereits zur früheren Rechtslage BAG 
v. 10.03.1976 – 5 AZR 34/75, BAG v. 18.08.1982 – 5 AZR 493/80 und BAG v. 21.08.1985 –  
7 AZR 199/83, AP Nr. 17, 18 und 19 zu § 618 BGB). Allerdings bestehen gegen diese Recht-
sprechung unionsrechtliche Bedenken, weil eine erforderliche ausdrückliche gesetzliche Re-
gelung im deutschen Recht nicht besteht. Generell ausgeschlossen sind gemäß Art. 9 Abs. 4 
EU-Bildschirmrichtlinie entsprechende Vereinbarungen in Bezug auf spezielle Sehhilfen für die 
Arbeit an Bildschirmarbeitsplätzen.  
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3. Gefährdungsbeurteilung nach dem Arbeitsschutzgesetz 
 
§ 5 Abs. 1 ArbSchG verpflichtet den Arbeitgeber, durch eine Beurteilung der für die Beschäf-
tigten mit ihrer Arbeit verbundenen Gefährdung zu ermitteln, welche Maßnahmen des Arbeits-
schutzes i. S. d. § 3 Abs. 1 ArbSchG erforderlich sind. Es ist also  für alle Arbeitsplätze und 
Tätigkeiten  eine Gefährdungsbeurteilung vorzunehmen. Ab dem 01.01.2018 sind auch mut-
terschutzrechtliche Gefahren im Rahmen der arbeitsschutzrechtlichen Gefährdungsbeurtei-
lung zu erfassen, unabhängig davon, ob die Stelle von einem Mann oder einer Frau besetzt 
ist. 
 
Unter einer Gefährdung versteht man die Möglichkeit eines Schadens oder einer gesundheit-
lichen Beeinträchtigung ohne bestimmte Anforderungen an Ausmaß oder Wahrscheinlichkeit 
des Eintritts. Die Gefährdungsbeurteilung besteht aus der systematischen Ermittlung und Be-
wertung relevanter Gefährdungen der Beschäftigten mit dem Ziel, die erforderlichen Abhilfe-
maßnahmen einzuleiten.  
 
 
Schritte: 
1.  Festlegen der Arbeitsbereiche und Tätigkeiten  
2.  Ermitteln der Gefährdungen  
3.  Bewertung der festgestellten Gefährdungen im Hinblick auf das von ihnen ausge-

hende Risiko  
4.  Festlegung der zur Beseitigung der Gefährdungen erforderlichen Abhilfemaßnahmen  
5.  Durchführen der Maßnahmen  
6.  Überprüfen der Wirksamkeit  
7.  Fortschreiben der Gefährdungsbeurteilung  
 
 
Die Gefährdungsbeurteilung setzt zunächst voraus, dass sich der Arbeitgeber einen Überblick 
über die vorhandenen Gefährdungsfaktoren verschafft. Ein beispielhafter Katalog möglicher 
Ursachen von Gefährdungen ist in § 5 Abs. 3 ArbSchG enthalten. Danach können sich Ge-
fährdungen insbesondere ergeben aus  
 
 
 Mängeln in der Gestaltung und Einrichtung der Arbeitsstätte und des Arbeits- 

platzes (z. B. Klima, Beleuchtung), 
 

 physikalischen, chemischen und biologischen Einwirkungen, 
 
 Mängeln in der Gestaltung, der Auswahl und dem Einsatz von Arbeitsmitteln (insbeson-

dere Maschinen, Geräte, Anlagen und Arbeitsstoffe oder auch Werkzeuge, persönliche 
Schutzausrüstungen) sowie dem Umgang damit,  

 
 Mängeln in der Gestaltung von Arbeits- und Fertigungsverfahren, Arbeitsabläufen und der 

Arbeitszeit und deren Zusammenwirken,  
 
 einer unzureichenden Qualifikation und Unterweisung der Beschäftigten 

 
 psychischen Belastungen bei der Arbeit. 
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Die ermittelten Gefährdungen müssen im Hinblick auf das von ihnen ausgehende Risiko für 
die Sicherheit und Gesundheit der Beschäftigten bewertet werden. Ziel der Bewertung ist die 
Entscheidung darüber, ob Maßnahmen zur Beseitigung oder Reduzierung der vorhandenen 
Gefährdung getroffen werden müssen. Dies erfordert einen Vergleich der bestehenden Ver-
hältnisse am Arbeitsplatz (Ist-Zustand) mit dem durch das geltende Arbeitsschutzrecht oder 
dem Stand der Technik, Arbeitswissenschaft und Arbeitsmedizin vorgegebenen Schutzziel 
(Soll-Zustand).  
 
Führt der Vergleich von Ist- und Soll-Zustand zu dem Ergebnis, dass der Schutz der Sicherheit 
und Gesundheit der Beschäftigten eine Abwehr der Gefährdung erfordert, so hat der Arbeit-
geber zu prüfen, welche Maßnahmen zur Verwirklichung des Schutzzieles geeignet sind. Im 
Anschluss daran hat er die konkret durchzuführende Arbeitsschutzmaßnahme festzulegen.  
 
Der Umfang der Gefährdungsbeurteilung richtet sich gemäß § 5 Abs. 2 S. 1 ArbSchG nach 
der Art der zu untersuchenden Tätigkeit. Bei gleichartigen Arbeitsbedingungen genügt die Be-
urteilung eines Arbeitsplatzes oder einer Tätigkeit (§ 5 Abs. 2 S. 2 ArbSchG). Typische Ar-
beitsbereiche, die sich in Bezug auf die Gefährdungssituation nicht voneinander unterschei-
den, können somit anhand einer standardisierten Gefährdungsbeurteilung überprüft werden.  
 
Es empfiehlt sich, strukturiert nach tätigkeitsbezogenen (z.B. Instandhalter mit wechselnden 
Einsatzstellen), arbeitsbereichsbezogenen (alle im Arbeitsbereich tätigen Mitarbeiter sind glei-
chen Gefährdungen und Belastungen ausgesetzt) oder personenbezogenen (individuelle Ge-
fährdungsbeurteilung mit Bezug zu einem bestimmen Arbeitsplatz und Mitarbeiter, weil spezi-
eller Arbeitsplatz/ Arbeitnehmer) Merkmalen vorzugehen. 
 
Eine bestimmte Art und Weise der Durchführung der Gefährdungsbeurteilung hat der Gesetz-
geber nicht vorgeschrieben. Der Arbeitgeber ist daher frei, wie er bei der Gefährdungsbeurtei-
lung vorgeht, welche Methoden und Hilfsmittel (Checklisten, Prüf-bogen, EDV-Programme) er 
verwendet und ob er sie selbst vornimmt oder andere Personen (interne oder externe Arbeits-
schutzfachleute) damit beauftragt1. Die allgemeine Pflicht zur Gefährdungsbeurteilung nach § 
5 ArbSchG wird ergänzt durch die bereits bestehenden, gefährdungsspezifischen Ermittlungs- 
und Beurteilungspflichten, z. B. beim Umgang mit Gefahrstoffen (vgl. § 6,7 GefStoffV). 
 
Dem Betriebsrat steht bei der Gefährdungsbeurteilung ein Mitbestimmungsrecht gem. § 87 
Abs. 1 Nr. 7 BetrVG zu. 
 
 
4. Dokumentationspflichten nach dem Arbeitsschutzgesetz 
 
Der Gesetzgeber hat den Arbeitgeber im Interesse der Transparenz der betrieblichen Arbeits-
schutzsituation durch § 6 ArbSchG zur Dokumentation der Gefährdungsbeurteilung und zur 
Erfassung bestimmter Arbeitsunfälle verpflichtet.  
 
§ 6 Abs. 1 S. 1 ArbSchG schreibt vor, dass der Arbeitgeber das Ergebnis der Gefährdungsbe-
urteilung sowie die von ihm festgelegten Maßnahmen des Arbeitsschutzes und das Ergebnis 
ihrer Überprüfung zu dokumentieren hat. Art und Umfang der Dokumentation hat der Gesetz-
geber lediglich insoweit vorgegeben, als der Arbeitgeber über die je nach Art der Tätigkeiten 
und der Zahl der Beschäftigten erforderlicher Unterlagen verfügen muss. Die Dokumentation 
hat daher grundsätzlich schriftlich zu erfolgen und ist im Übrigen von der Betriebsgröße und  
 
  
                                            
1 Weitere Informationen z.B. Gemeinsame Deutsche Arbeitsschutzstrategie (GDA) „Leitlinie Gefähr-
dungsberurteilung und Dokumentation“, Stand: 5. Mai 2015, Geschäftsstelle der Nationalen Arbeits-
schutzkonferenz c/o Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin, Nöldnerstr. 40 -42, 10317 
Berlin. 
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dem dort vorhandenen Gefährdungspotential abhängig. Soweit an mehreren Arbeitsplätzen 
eine gleichartige Gefährdungssituation besteht, muss der Arbeitgeber nicht über jeden einzel-
nen Arbeitsplatz gesonderte Unterlagen führen. In einem derartigen Fall genügt auch eine 
schematisierte Zusammenfassung der diese Arbeitsplätze betreffenden Angaben (§ 6 Abs. 1 
S. 2 ArbSchG).  
 
Die Erfassungspflicht nach § 6 Abs. 2 ArbSchG knüpft an die bereits bestehende Verpflichtung 
des Arbeitgebers zur Anzeige von Arbeitsunfällen gegenüber den Unfallversicherungsträgern 
(vgl. § 193 SGB VII) an. Sie gilt wie diese nur für Unfälle, bei denen ein Beschäftigter getötet 
oder so verletzt wird, dass er stirbt oder für mehr als drei Tage arbeitsunfähig ist.  
 
 
5. Arbeitsschutz – Unterweisung der Beschäftigten  
 
Ein sicherheitsgerechtes Verhalten der Beschäftigten ist ohne eine Information über die mit 
der Arbeit verbundenen Gefährdungen und die entsprechenden Möglichkeiten, diese zu ver-
meiden, undenkbar. Aus diesem Grund hat der Gesetzgeber in § 12 ArbSchG eine allgemeine 
Unterweisungspflicht des Arbeitgebers geregelt. Spezielle Unterweisungspflichten ergeben 
sich beispielsweise aus §§ 8 und 9 ArbSchG sowie aus Spezialvorschriften, wie z.B. § 14 
GefStoffV. 
 
§ 12 Abs. 1 S. 1 ArbSchG verpflichtet den Arbeitgeber, die Beschäftigten über Sicherheit und 
Gesundheitsschutz bei der Arbeit ausreichend und angemessen zu unterrichten. Die Unter-
weisung hat während der Arbeitszeit des Beschäftigten und angepasst an seine individuelle 
Arbeitssituation zu erfolgen, d. h. sie muss auf den konkreten Arbeitsplatz und Aufgabenbe-
reich bezogen sein (§ 12 Abs. 1 S. 2 ArbSchG). Art und Umfang der Unterweisung sind im 
Arbeitsschutzgesetz nicht näher geregelt. Sie muss jedoch mindestens über die arbeitsplatz- 
bzw. tätigkeitsspezifischen Gefährdungen, die vom Arbeitgeber getroffenen Sicherheitsvor-
kehrungen und die vom Beschäftigten selbst zu beachtenden Schutzmaßnahmen und Verhal-
tensregeln in einer für die Adressaten verständlichen Form und Sprache informieren. Betriebs-
anweisungen können als Grundlage für die Unterweisung der Beschäftigten herangezogen 
werden, ersetzen diese im Regelfall jedoch nicht.  
 
Die Unterweisung ist kein einmaliger Vorgang. Sie ist nach § 12 Abs. 1 S. 3 ArbSchG nicht nur 
bei der Einstellung des Beschäftigten, sondern auch bei Veränderungen seines Aufgabenbe-
reiches und der Einführung neuer Arbeitsmittel oder Technologien jeweils vor Aufnahme der 
Tätigkeit durchzuführen. § 12 Abs. 1 S. 4 ArbSchG schreibt ferner vor, dass die Unterweisung 
an die Gefährdungsentwicklung angepasst und erforderlichenfalls regelmäßig wiederholt wer-
den muss. Eine Wiederholung der Unterweisung ist nicht nur beim Auftreten neuer Gefähr-
dungen geboten, sondern kann unabhängig davon in regelmäßigen Zeitabständen zur Auffri-
schung des Gedächtnisses der Beschäftigten notwendig sein.  
 
Im Fall der Arbeitnehmerüberlassung trifft die Unterweisungspflicht nicht den Arbeitgeber der 
Beschäftigten, den Verleiher, sondern den Entleiher, in dessen Betrieb die Leiharbeitnehmer 
tätig werden (§ 12 Abs. 2 S. 1 ArbSchG). Der Inhalt der vom Entleiher durchzuführenden Un-
terweisung ergibt sich neben § 12 Abs. 1 ArbSchG auch aus § 11 Abs. 6 S. 2 und 3 AÜG. Dort 
ist zusätzlich geregelt, dass der Entleiher den Leiharbeitnehmer über die Notwendigkeit be-
sonderer Qualifikationen oder beruflicher Fähigkeiten oder einer besonderen ärztlichen Über-
wachung sowie über erhöhte besondere Gefahren des Arbeitsplatzes hinzuweisen hat. § 12 
Abs. 2 S. 2 ArbSchG verpflichtet den Entleiher ausdrücklich, bei der Durchführung der Unter-
weisung auf die Qualifikation und Erfahrung der ihm überlassenen Leiharbeitnehmer Rücksicht 
zu nehmen. Die vollständige Verlagerung der Unterweisungspflicht auf den Entleiher hat nach 
§ 12 Abs. 2 S. 3 ArbSchG keinen Einfluss darauf, dass der Verleiher als Arbeitgeber für die  
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Erfüllung der sonstigen Arbeitsschutzpflichten verantwortlich bleibt. Soweit es jedoch um die 
Tätigkeit der Leiharbeitnehmer im Beschäftigungsbetrieb geht, ist gemäß § 11 Abs. 6 S. 1 AÜG 
neben dem Verleiher auch der Entleiher zur Einhaltung der dort geltenden Arbeitsschutzbe-
stimmungen und zur Durchführung der erforderlichen Schutzmaßnahmen verpflichtet.  
 
Die allgemeine Unterweisungspflicht des Arbeitgebers nach § 12 ArbSchG wird durch zahlrei-
che besondere Informationspflichten mit einem konkreteren, arbeitsplatz-, tätigkeits- und ge-
fährdungsspezifischen Inhalt ergänzt, wie z.B. §§ 7a HAG, 14 GefStoffV, 20 DruckluftV, 3 Abs. 
1 PSA-BV, 4 LasthandhabV oder 6 AMBV.  
 
 
6. Arbeitsschutz – Verantwortliche Personen auf der Arbeitgeberseite  
 
Die Verantwortung für die Erfüllung der Pflichten nach dem Arbeitsschutzgesetz trifft in erster 
Linie den Arbeitgeber. Nach § 2 Abs. 3 ArbSchG ist Arbeitgeber, wer mindestens eine Person 
i. S. d. § 2 Abs. 2 ArbSchG beschäftigt. Der Schwerpunkt liegt im Arbeitsschutz auf der tat-
sächlichen Beschäftigung. Die Pflichten aus dem Arbeitsschutz kommen auch im fehlerhaften 
Arbeitsverhältnis zur Anwendung. Denn die arbeitsschutzrechtliche Pflichtenstellung beruht 
auf dem Aufbau der Betriebsorganisation und der Integration der Beschäftigten in diese.  
 
Das Gesetz nennt ausdrücklich natürliche und juristische Personen (z. B. GmbH, AG) sowie 
rechtsfähige Personengesellschaften (OHG, KG). Soweit die (Außen-) Gesellschaft bürgerli-
chen Rechts durch Teilnahme am Rechtsverkehr eigene Rechte und Pflichten begründet, ist 
auch sie als rechtsfähige Personengesellschaft zu qualifizieren. Bei der Arbeitnehmerüberlas-
sung kommt es zu einer Aufspaltung der Arbeitgeberposition (siehe oben).  
 
Neben dem Arbeitgeber sind nach § 13 ArbSchG auch bestimmte Personen in leitender Stel-
lung für die Einhaltung der Vorschriften des Arbeitsschutzgesetzes verantwortlich. Dabei sind 
3 Gruppen zu unterscheiden: 
 
Die erste Gruppe umfasst die Personen, die kraft Gesetzes oder Gesellschaftsvertrages zur 
Vertretung des Arbeitgebers ermächtigt sind: 
 
 
 Der gesetzliche Vertreter eines Arbeitgebers (§ 13 Abs. 1 Nr. 1 ArbSchG), z. B. der Kon-

kursverwalter oder Testamentsvollstrecker, 
 
 das vertretungsberechtigte Organ einer juristischen Person (§ 13 Abs. 1 Nr. 2 ArbSchG), 

z. B. der Vorstand einer AG oder der Geschäftsführer einer GmbH, 
 
 und der oder die vertretungsberechtigten Gesellschafter einer Personenhandelsgesell-

schaft (§ 13 Abs. 1 Nr. 3 ArbSchG), z. B. die Gesellschafter einer OHG oder der Kom-
plementär einer KG. 

 
 
Zur zweiten Gruppe gehören die Personen, die der Arbeitgeber mit der Leitung eines Betriebs 
oder Unternehmen beauftragt hat (§ 13 Abs. 1 Nr. 4 ArbSchG). Maßgeblich ist nicht die Be-
zeichnung, sondern der Umfang der auf die betreffende Person übertragenden Arbeitgeber-
funktionen. So ist auch derjenige, der einen eigenständigen, organisatorisch und räumlich ge-
trennten Betriebsteil führt, als Betriebsleiter anzusehen (z. B. der Leiter einer Filiale oder einer 
Zweigstelle). Die Führungskräfte der mittleren und unteren Ebene (z. B. Abteilungs-, Bereichs 
oder Gruppenleiter) dürften dagegen in der Regel nicht von dieser Vorschrift erfasst werden. 
An der primären Verantwortung des Arbeitgebers ändert sich nichts. 
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Die dritte Gruppe besteht aus den Personen, die nach einer auf Grund des ArbSchG erlasse-
nen Rechtsverordnung oder nach einer Unfallverhütungsvorschrift im Rahmen ihrer Aufgaben 
und Befugnisse entsprechend verpflichtet sind oder die der Arbeitgeber mit der Wahrnehmung 
bestimmter Arbeitsschutzpflichten in eigener Verantwortung beauftragt hat (§ 13 Abs. 1 Nr. 5 
ArbSchG). Eine derartige Pflichtübertragung ist gemäß § 13 Abs. 2 ArbSchG nur unter be-
stimmten Voraussetzungen zulässig. So muss der Beauftragte zuverlässig sein und über die 
zur Wahrnehmung der ihm übertragenen Aufgabe notwendige Fachkunde verfügen. Die Be-
auftragung ist nur wirksam, wenn sie schriftlich erfolgt, d. h. der Beschäftigte das ihr zugrunde 
liegende Schriftstück eigenhändig unterschrieben hat (§ 126 BGB). Dabei empfiehlt es sich, in 
Übereinstimmung 
 
mit § 13 DGUV Vorschrift 1 den Verantwortungsbereich des Beauftragten sowie seine Kom-
petenzen und Befugnisse genau festzuhalten und dem Beauftragten eine Ausfertigung des 
Schriftstücks auszuhändigen.  
 
Die arbeitsschutzrechtliche Verantwortung der in § 13 Abs. 1 Nr. 4 und Nr. 5 ArbSchG genann-
ten Personen ist – anders als bei den gesetzlichen bzw. gesellschaftsrechtlichen Vertretern 
des Arbeitgebers – auf den Umfang der ihnen übertragenen Aufgaben und Befugnisse be-
schränkt. Die Delegation arbeitsschutzrechtlicher Aufgaben auf andere Personen befreit den 
Arbeitgeber nicht von seiner eigenen Verantwortung für die Erfüllung der übertragenen Pflich-
ten. Der Zweck des § 13 ArbSchG besteht allein darin, den Behörden den Erlass von Anord-
nungen auch gegen die Personen zu ermöglichen, die für den Arbeitsablauf und die Sicherheit 
der Beschäftigten am Ort der Gefährdung unmittelbar zuständig sind. Die straf- und bußgeld-
rechtlicher Haftung dieser Personen soll im Interesse eines wirksamen Arbeitsschutzes durch 
eine öffentlich-rechtliche Verpflichtung ergänzt werden.  
 
 

*  *  * 
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